
 

Kleine Anfrage 

Dr. Daniela Sommer (SPD) vom 08.10.2019 

Anerkennung Berufsabschlüsse 

und  

Antwort  

Ministerin für Wissenschaft und Kunst 
 
 
 
Vorbemerkung Fragestellerin: 

Die Anerkennung von im Ausland erworbenen Berufsabschlüssen ist in verschiedenen Gesetzen geregelt. Das 
Anerkennungsgesetz des Bundes trat zum 1. April 2012 in Kraft und regelt die Anerkennung für die bundes-
rechtlich geregelten Berufe. Dazu zählen u. a. ein großer Teil der medizinischen Berufe sowie Ausbildungs-
berufe aus den Bereichen „Industrie“, „Handel“ und „Handwerk“. Das entsprechende Landesgesetz für Hes-
sen trat Ende 2012 in Kraft. Damit wurde die gesetzliche Grundlage für die allgemeine Anerkennung von im 
Ausland erworbenen Berufsqualifikationen für die landesrechtlich geregelten Berufe wie Lehrer und Sozial-
pädagoge geschaffen. Die Meldungen an die Statistik erfolgen über die für Anerkennungsverfahren zuständi-
gen Stellen (z. B. Kammern und Regierungspräsidien). In den Jahren 2012 und 2013 wurde insgesamt 3657 
Frauen und Männern in Hessen die Gleichwertigkeit ihrer im Ausland erworbenen Berufsqualifikation mit 
einem deutschen Referenzberuf anerkannt. 
 
 

Vorbemerkung Ministerin für Wissenschaft und Kunst: 
Das Gesetz zur Verbesserung der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Be-
rufsqualifikationen vom 12. Dezember 2012 (GVBl. S. 581) enthält in Artikel 1 das Hessische 
Gesetz über die Feststellung der Gleichwertigkeit ausländischer Berufsqualifikationen (Hessi-
sches Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz – HBQFG) und in den Artikeln 2 bis 8 Änderungen 
bestehender Fachgesetze. 
 
Das HBQFG regelt die Feststellung der Gleichwertigkeit von ausländischen Berufsqualifikatio-
nen mit den entsprechenden landesrechtlich geregelten Referenzqualifikationen und ist anwend-
bar für Personen, die darlegen, in Hessen eine ihrer Berufsqualifikation entsprechende Erwerbs-
tätigkeit ausüben zu wollen. Für landesrechtlich geregelte Berufe können Fachgesetze erlassen 
oder auch bereits bestehende Fachgesetze angepasst werden und auch in diesen kann die An-
erkennung ausländischer Qualifikationen im jeweiligen Beruf geregelt werden.  
 
Entscheidende Frage jedes Anerkennungsverfahrens ist, ob wesentliche Unterschiede zwischen 
der ausländischen Berufsqualifikation und dem inländischen Referenzberuf bestehen. Hierfür 
prüft die jeweils zuständige Stelle im sogenannten Gleichwertigkeitsfeststellungsverfahren an-
hand vorgelegter Unterlagen (insb. Abschluss- und Arbeitszeugnisse), inwiefern die ausländi-
sche Qualifikation dem deutschen Standard in festgelegten Kriterien entspricht. Die Ergebnisse 
der Prüfung werden in einem Gleichwertigkeitsbescheid bzw. Anerkennungsbescheid festgehal-
ten, der unterschiedliche Ergebnisse beinhalten kann. Werden keine wesentlichen Unterschiede 
festgestellt, wird eine „volle Anerkennung“ ausgesprochen. Werden wesentliche Unterschiede 
festgestellt, so kann dies – je nach Ausmaß – zu einer „teilweisen Anerkennung“ oder auch zu 
einer Ablehnung des Antrags führen. Insbesondere bei reglementierten Berufen können zunächst 
festgestellte wesentliche Unterschiede durch Ausgleichsmaßnahmen oder Anpassungsqualifizie-
rungen nachträglich ausgeglichen und darüber die volle Anerkennung erreicht werden.  
 
Über die Verfahren zur Feststellung der Gleichwertigkeit wird eine Landesstatistik nach § 17 
HBQFG geführt. 
 
In den in der Vorbemerkung der Fragestellerin erwähnten Jahren 2012 und 2013 wurden insge-
samt 3783 Anträge in Hessen positiv beschieden, d.h. Anerkennungen von ausländischen Be-
rufsqualifikationen ausgesprochen. 
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Diese Vorbemerkung vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit 
dem Chef der Staatskanzlei, dem Minister für Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen, dem 
Minister des Innern und für Sport, dem Kultusminister, der Ministerin für Umwelt, Klima-
schutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz und dem Minister für Soziales und Integration 
wie folgt: 
 
 
Frage 1.  Wie viele Anerkennungsanträge wurden in welchen Berufsfeldern in den letzten fünf Jahren/seit 

2013 in Hessen gestellt? 
 
Die Angaben können der in Anlage 1 beigefügten Übersicht entnommen werden. 
 
 
Frage 2. Wie viele Anerkennungsbescheide wurden in welchen Berufsfeldern in den letzten fünf Jah-

ren/seit 2013 in Hessen positiv beschieden? 
 
Die Angaben können der in Anlage 2 beigefügten Übersicht entnommen werden. 
 
 
Frage 3. Wie lange haben die jeweiligen Anerkennungsverfahren im Durchschnitt gedauert? 
 
Bearbeitungsdauer der abgeschlossenen Anerkennungsverfahren nach BQFG und HBQFG in 
Hessen ab 2013 nach Monaten1) 
 

Anzahl der Monate 2019 2017 2016 2015 2014 2013 

unter 1 887 719 995 955 896 1.676 

1 bis unter 2 463 439 626 562 447 361 

2 bis unter 3 356 405 440 447 346 258 

3 bis unter 4 276 441 217 202 195 129 

4 bis unter 5 158 252 115 93 115 80 

5 bis unter 6 101 143 68 85 74 72 

6 bis unter 7 81 105 54 56 42 33 

7 bis unter 8 89 65 37 26 28 27 

8 bis unter 9 62 37 22 22 12 22 

9 bis unter 10 52 35 28 19 13 17 

10 bis unter 11 53 22 12 3 7 20 

11 bis unter 12 43 14 13 15 5 12 

12 und darüber 435 156 185 110 92 31 

Insgesamt 3.056 2.833 2.812 2.595 2.272 2.738 

1) Dabei entspricht ein Monat 30 Tagen.  

© Hessisches Statistisches Landesamt, Wiesbaden, 2019. Auszugsweise Vervielfältigung und Verbreitung mit Quellenangabe gestattet. 

 
 
 
Frage 4. In welchen Bereichen fanden Nachqualifizierungen oder Ausgleichsmaßnahmen (als Auflage) in 

Fällen einer (Teil-)Anerkennung der ausländischen Berufsabschlüsse statt? 
 
Die Angaben können der in Anlage 3 beigefügten Übersicht entnommen werden. 
 
 
Frage 5. Wie viele der in Frage 4 genannten Fälle konnten in welchen Berufssparten in den Arbeitsmarkt 

integriert werden? 
 
Der hessischen Landesregierung liegen keine konkreten Erkenntnisse über die Integration in den 
Arbeitsmarkt vor, da das Anerkennungsverfahren mit dem Anerkennungsbescheid endet und die 
für das Anerkennungsverfahren zuständigen Stellen keine Informationen zum weiteren berufli-
chen Werdegang der Antragstellerinnen und Antragsteller erhalten. 
 
 
Frage 6. Welche Kosten waren dabei von den Antragstellern zu entrichten? 
 
Die Gebühren für die Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen und Erteilung der deut-
schen Berufserlaubnis richten sich nach den Verwaltungskosten- und Gebührenregelungen der 
Geschäftsbereiche der zuständigen Stellen der Landesverwaltung resp. der berufsständischen 
Organisationen (Kammern). Sie betragen je nach Aufwand im Einzelfall zwischen 100 € und 
600 €. 
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Frage 7. Wie hat sich das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz bislang ausgewirkt? 
 
Frage 8. Wann wird das Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz evaluiert, so dass Ergebnisse in die Novel-

lierung (Das Gesetz tritt mit Ablauf vom 31.12.2021 außer Kraft) bestmöglich einfinden können? 
 
Frage 9. Welche Hinweise zur Verbesserung der Anerkennung von Abschlüssen gibt es bereits jetzt, die in 

eine Novellierung integriert werden sollen? 
 
Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 7 bis 9 gemeinsam beantwortet. 

Nach § 18 HBQFG überprüft die Landesregierung Anwendung und Auswirkung des Gesetzes. 
Da die meisten der Landesgesetze über die Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen 
diese Verpflichtung enthalten, erteilten sämtliche Bundesländer dem Konsortium aus 
INTERVAL GmbH und IWAK – Institut für Wirtschaft, Arbeit und Kultur der Goethe Univer-
sität Frankfurt/Main gemeinsam den Auftrag einer Evaluation, die sich in Teilen an einer eben-
falls von diesem Konsortium durchgeführten Evaluation des Anerkennungsgesetzes des Bundes 
(bezogen auf die bundesrechtlich geregelten Berufe) orientiert. Die Länder, deren Gesetze keine 
Evaluation vorsehen, haben sich auf freiwilliger Basis dem Evaluationsauftrag angeschlossen. 
Der Bericht zur Evaluierung liegt inzwischen vor. Über das Ergebnis wird dem Landtag zeitnah 
gem. § 18 Abs. 2 HBQFG berichtet. 
 
 
Wiesbaden, 12. Dezember 2019 

Angela Dorn 
 
 
 
 
Anlagen 












